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War es wirklich nothwendig, 


Regierung die Gaſteiner Uebereinkunft ab⸗ 
bloß Waren die Dadurch erreichten Vortheile groß 
enug, um die damit verbundene ſchwere Verlegung er 
efühle der Schleswig⸗Holſteiner nicht zu achten? a 
Wir wollen ganz aufrichtig geſtehen, daß und die 
Haltung eines großen Theiles der in e e 
Bevölkerung in keiner Weiſe befriedigt hat. Wir haben 
uns ihre Begeiſterung für den Erbprinzen von Auquſten⸗ 
burg nie zu erklären vermocht, deſſen Vater ſein Anrecht 
auf den Herzogsthron verkauft hat, der ſelbſt bis heute 
nicht die geringſte Gelegenheit gehabt hat zu zeigen, daß 
er wirklich den ernſten Willen beſitzt, ein moderner d. 
h. ein liberaler Fürſt zu ſein. Hat denn das deutſche 
Volk wirklich ſo viel Urſache, von ſeinen ‚Sürften das 
Allerbeſte zu 1 de I 2 beweiſen konnten, 
aß dies ihr ernſt erſtrebtes Ziel fer‘ a 
u Daran dab bie Herzogthümer ſich ſelbſt hätten be⸗ 
freien können, war doch ernſthaft nicht zu denken. Ohne 
Preußens Hülfe war die Abwerfung des däniſchen Jo⸗ 
ches eine Unmöglichkeit. Andererseits iſt es auch ohne 
Deutſchlands ſtets bereite Unterſtützung gar nicht mög⸗ 
lich, den ſchleßwig⸗xholſteiniſchen Staat ſelbſtändig zu 
erhalten. Wenn wir alſo auch von der Dankbarkeik der 
Herzogthümer nicht reden wollen, ſo konnte doch von 
ihnen verlangt werden, daß ſie Einſicht genug beſitzen, 
um zu begreifen, wie eben nur ein geeinigtes Deutſch⸗ 
land oder mindeſtens ein ſtarkes Preußen ihre Zukunft 
ſicher zu ſtellen vermag. Wie iſt aber eine Erſtarkung 
Deutſchlands zu denken, wenn ſogar der eben erſt auf⸗ 
gerichtete ſchleswig⸗ holſteiniſche Staat ſchon dieſelben 
Souveränitätögelüite zeigt wie die andern dreißig und 
einige Kleinſtaaten unſeres Vaterlandes? Der Wider⸗ 
wille gegen das Bismarckſche Regiment iſt eben nur ein 
Vorwand, welchen wir nicht gelten laſſen können, denn 
dieſes kann und wird nicht ewig dauern, das weiß Je⸗ 
dermann in und außer Preußen. Am verwerflichſten 
will ung aber das Liebäugeln mit Oeſterreich erſcheinen. 
Wer anders als Oeſterreich hat die Schleswig⸗Holſteiner 
an Dänemark ausgeliefert? Wer hat neuerdings 


Lauenburg verkauft? Und um der Freiheit wil⸗ 
len leiſten die Halbhubers den Zedlitzen doch 
nicht Widerſtand! Proteſtirt wird zwar, weil 
das billig iſt und populär machtz aber beim 
Abſchluß der Gaſteiner Uebereinkunft hat ſich 
die öſterreichiſche Regierung wohl gehütet auf 
die Freilaſſung May's oder die Rücknahme der 
Ausweiſung Freſe's zu dringen. Jener bleibt 
verhaftet, diefer bleibt ausgewieſen. Ein öſter⸗ 
reichiſcher Diplomat ſoll ſich gleich nach Abſchluß des 
Gaſteiner Vertrages und vor deſſen Bekanntwerden alſo 
geäußert haben: „Für die Schleswig-Holſteiner 
haben wir allerdings nicht viel erreicht, aber 
in Bundes⸗ Angelegenheiten wurden uns von 
Preußen ſo unerwartete Zugeſtändniſſe ge⸗ 
macht, daß wir ſchnell zugreifen mußten.“ 
Nachdem wir den Text der Uebereinkunft geleſen 
hatten, konnten wir dieſem Ausſpruch nur zuſtimmen. 
Für Schleswig⸗Holſtein iſt allerdings durch den Vertrag 
nicht nur nicht viel, ſondern gar nichts erreicht, ja 
feine Lage tft durch die Theilung verſchlimmert: aber für 
den deutſchen Bund und das denſelben kommandirende 
Oeſterreich iſt ſehr viel und wirklich von Niemand Er⸗ 
wartetes erlangt worden. Dies konnte natürlich nur 
dadurch erreicht werden, daß Preußen von ſeinen bishe⸗ 
rigen Forderungen zurück ging und dies iſt auch wirk⸗ 
lich geſchehen. Durch die Gaſteiner Convention hat 
Herr von Bismard die Forderungen vom Februar er., 
welche er im Abgeordnetenhauſe als „das Geringſte 
1 9 fordern müſſe“ ausdrücklich bezeich⸗ 
net hat, vollſtändig fallen laſſen. , e 
Statt des der verlangten Hoheitsrechtes über 
die zur Befeſtigung der Häfen und anderer Plätze er⸗ 
forderlichen Ländereien, hat Preußen die Erlaubniß 
erhalten, bei Kiel Befeſtigungen anzulegen, Kiel ſelbſt 
wird Bundeshafen und Rendsburg Bundesfeſtung. 
An Stelle der Herrſchaft über das geſammte Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen, iſt gleichfalls die Erlaubniß ge⸗ 
treten, zwei Poſtſtraßen und eine Telegraphenlinie auf 
preußiſche Koſten anzulegen und dort den Dienst durch 
peut e Poſtbeamte verfehen zu laſſen. Ferner erhält 


Preußen zwei Etappenſtraßen durch Holſtein, als durch 
einen fremden Staat, wie es ſolche durch andere 
Bundesſtaaten, z. B. Kurheſſen, Hannover und Braun⸗ 
ſchweig, bereits beſißzt. Außerdem hat Preußen das Recht 
erhalten, auf feine Koſten den Nord⸗Oſtſeekaual zu bauen. 

Es iſt ſomit klar, daß die von dem Miniſter von 
Bismarck ſo ausdrücklich als äußerſtes Zugeſtändniß be⸗ 
eichneten Februarforderungen gänzlich aufgegeben worden 
ſind. Von der dort ſo ſtark betonten Kriegsherrlichkeit 
über das ſchleswig⸗holſtein ſche Heer iſt gar nicht mehr 
die Rede, ja es iſt gar nicht abzuſehen, ob es nach 
dieſem Vertrage noch jemals ein ſchleswig⸗holſtein ſches 
Heer geben wird. Ein definitives Recht hat Preußen 
nirgend erreicht, allein der von Oeſterreich beherrſchte 
Bundestag hat etwas Wirkliches erhalten, nemlich das 
Recht, Kiel zum Bundeshafen und Rendsburg zur 
Bundesfeſtung zu machen. Die Worte unſeres Kriegs⸗ 
miniſters über Kiel waren alſo recht bedeutungsvoll. 
„Kein Kiel, kein Geld“, ſagte Herr von Roon, als 
er das Abgeordnetenhaus zur Bewilligung der 10 Mil⸗ 
lionen bewegen wollte. Wenn aber Herr von Roon bei 
Einbringung derſelben Vorlage ſagte: „Wir haben Kiel 
im Beſitz, wir brauchen es und werden es daher nicht 
herausgeben“, ſo war er kein guter Prophet. 

Sollen wir noch von der Erwerbung Lauenburgs 
ſprechen? Dazu iſt es noch zu früh. Lauenburg allein 
nützt uns eben fo went, als uns die Uebernahme Hohen⸗ 
ollerns genützt hat, und daß wir im Norden etwas 

eitered erwerben, dazu iſt wenig Ausſicht vorhanden. 

Die feudalen Blätter haben auch ihre Fanfaren über 
das welthiſtoriſche Ereigniß der Gaſteiner Konvention 
bereits verſtummen laſſen. Nach der Provinzial⸗Kor⸗ 
reſpondenz liegt der Hauptwerth dieſer Vereinbarung 
darin: „daß ſie als das Ergebniß einer freien 
Verſtändigung ſich darſtelle, welche für das 


ernfte Eintrachtsſtreben beider Mächte Zeug- 
niß giebt, wie für ihren feſten Entſchluß die⸗ 
ſem Streben jedes zuläſſige Opfer zu bringen.“ 
Was die preußiſche Regierung geopfert hat, das 
wiſſen wir. Sie hat nicht einmal einen Theil deſſen 
erreicht, was ihr die ſchleswig⸗holſteiniſche Bevölkerung 
entgegenzubringen bereit war. Kiel und Rendsburg 
werden nicht preußiſch, ſondern Bundesfeſtungen. 
Was aber hat Oeſterreich zum Opfer gebracht? die 
Herren May und Freſe! Wir wiederholen daher, die 
Gaſteiner Konvention war nicht jo vortheilhaft, daß es 
ſich verlohnt hätte, um ihrethalber die Gefühle der 
Schleswig⸗Holſteiner durch die Trennung zu verletzen. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Der Bundestag hat Ferien gemacht, jedoch 
nur auf acht Wochen und, wie er ſich gewiſſermaßen zur 
Entſchuldigung ausdrückte, weil er ſchon ſeit drei Jahren 
keine Ferien gehabt 105 Seit drei Jahren, nämlich ſeit der 
Zeit, in welcher die ſchleswig ⸗holſteiniſche Frage wieder auf 
die Tagesordnung gekommen iſt. Und was hat der Bundes⸗ 
tag in dieſer Zeit zu Stande gebracht! Der Raum dieſer 
Wochenſchau ift zu gering, um Alles zu verzeichnen; wir un⸗ 
terlaſſen es daher und weiſen nur noch datkuf hin, wie 
paſſend der Bundestag den Moment zur Vertagung ab⸗ 


gewartet hat. In Schleswig⸗Holſtein vollziehen ſich die wich 
tigften Dinge ohne, ja gegen den Willen der Mehrheit des 
Bundektags, und in demſelben Moment beſchließt der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Ausſchuß der Verſammlung, welchem ein ein- 
ſchneidender Antrag Baierns, Sachfens und Darmſtadts vor⸗ 
liegt, mit 5 gegen 2 Stimmen nichts zu thun, ſondern 
weitere Mittheilungen der Vormächte (Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen) abzuwarten. Die Minderheit beſtand aus Baiern und 
Sachſen, die Mehrheit aus Oeſterreich, Preußen, Würkemberg, 
Hannover und Mecklenburg. Aus dieſem Stimmenverhältniß 
erhellt eine Thatſache, die ſchon während der Verhandlungen 
in Gaſtein ziemlich klar hervortrat: der Bruch in der 
Allianz der Mittelſtaaten. Zwar hat Hr. v. Beuſt 
ſeine Badekur abgebrochen, um in München mit Hrn. v. d. 
Pfordten zu verhandeln; aber wir glauben nicht, daß beide Herren 
ſo ſchnell das Pflaſter finden werden, um jenen Bruch zu 
verdecken. Es hatte eine Zeitlang den Anſchein, als ob es 
den Mittelſtaaten gelingen könnte, dem Bundestag neues 
Leben einzuhauchen; es waren aber nur ie ace Verſuche, 
an einem Leichnam vorgenommen. Die augenblicklichen 
Zuckungen ſind wieder der Starre des Todes gewichen. 

In Lauenburg wird in nächſter Zeit die Beſitzergreifung 
durch einen königlichen Kommiſſar erfolgen; die Huldigung 
fol ſpäter ftattfinden. — Einige konſervative Blätter behaup⸗ 
ten, daß die Zuſtimmung des Landtags nicht erforderlich ſei; 
es iſt dies eine Sorte von Leuten, die, wenn es darauf an⸗ 
kommt, auch den Beweis führt, daß 2 T 2 = 5 iſt. 

Der Sechsunddreißiger Ausſchuß des Abgeordnetentages 
war am 3. und 4. September in Leipzig verſammelt und 
beſchloß, zum 1. Oktober einen Abgeordnetentag nach Frank 

rt a. M. zu berufen, um über den jeei en Stand ber 
ſchleswig - holfteinijhen Frage ein Urthei abzugeben. Der 
Beſchluß wurde hauptſächlich gefaßt auf das Andringen der 
anweſenden Vertreler von jchleewig « holſteiniſchen Vereinen; 
die norddeutſchen Mitglieder des Ausſchuſſes hielten denſelben 
nicht für 425 

Der König und Herr v. Bismarck ſind wieder nach der 
Haupiſtadt zurückgekehrt. Es werden hier nun die lange 
ausgeſetzt geweſenen Miniſterberathungen wieder beginnen. 

Die Sozial⸗Kommiſſion hat ihre Arbeiten beendet. Es 
wird ſich nun zeigen, ob die Regierung ihren vor den Land⸗ 
tag zu bringenden Geſetzesvorlagen die Beſchlüſſe der Kom- 
miſſion (Aufhebung der Koalitionsbeſchränkungen, Wieder⸗ 
herſtellung der unbedingten Gewerbefreiheit und Freizügigkeit, 
getestice ag der privatrechtlichen Stellung der auf 

elbſthülfe beruhenden Genoſſenſchaften, welchen überdies 
möglichſt freie Bewegung zu gewähren ſei u. |. w.) zu Grunde 
legen werde. Falls die Regkerung es auch thäte, ſo wäre 
immer noch die Zuſtimmung des Herrenhauses ſehr ſtark zu 
bezweifeln. Zur Vorſicht hat die offiziöfe Preſſe bereits hervor⸗ 
gehoben, daß die jetzt geſchloſſene Kommiſſion keine beſchlie⸗ 
zende, ſondern nur eine berathende Stimme hatte. 

Die lange zweifelhaft geweſene Frage, ob die Regierung 
Abgeordnete wegen ihrer in der Kammer ausgeſprochenen 
Meinungen verfolgen werde, iſt jetzt gelöſt. Der 1 
Stadtgerichtsrath Tweſten in Berlin iſt bereits am 2. Sept. 
vom lInterſuchungsrichter des hieſigen Stadtgerichts wegen 
feiner Rede vom 20. Mai d. J. über die Juſtizpflege ver⸗ 
nommen worden. Die Staatsanwaltſchaft ſieht in dieſer 
Rede Beleidigungen von Behörden und Verläumdung öffent⸗ 
licher Beamten. Der Abgeordnete Tweſten hat jede Aus- 
laſſung verweigert, mit Berufung auf den Artikel 84 der 
Verfaſſung, rs nach ee für die im Abgeordneten 
hauſe ausgeſprochenen Meinungen nur in dieſem Hauſe ſelbſt 
auf Grund der Geſchäftsordnung zur Rechenſchaft gezogen 


werden können. Es wird ſich nun fragen, ob die Rathskammer 
die Erhebung der Auklage genehmigt. Der Ausgang des 
Prozeſſes kann jedenfalls nicht zweifelhaft fein, da bereits 
ein den Abgeordneten günſtiger Plenarbeſchluß des Ober⸗ 
tribunals vorliegt. 

In dem Stellvertretungskoſten⸗Prozeſſe des rheiniſchen 
Abgeordneten Nücker wird in nächſter Zeit der rheiniſche 
Civilſenat des Obertribunals ein Urtheil abzugeben haben. 
Wenn daſſelbe gegen den Fiskus und zu Gunſten des Ab- 
geordneten ausfällt (wie man allgemein erwartet), ſo würden 
zwei fi widerſprechende Urtheile verſchiedener Senate des 
Dbertribunals vorliegen und die Sache alsdann vor dag 
Plenum des höchſten Gerichtshofes kommen. Für dieſen Fall 
offt man ein Ergebniß, wie es mit der Auffaſſung des 
bgeordnetenhauſes und vieler Obergerichte zuſammenſtimmt, 
dahin nämlich, daß die Abgeordneten, welche Beamte ſind, nicht 
verpflichtet ſeien, ihre Stellvertreter aus eigener Taſche zu beſolden. 

Drei Stätte werden jetzt in Folge der nicht beſtätigten 
Bürgermeiſter⸗Wahlen von kommiſſariſchen Su die er 
rung beſtellten) Bürgermeiſtern verwaltet. Es find dies Kö 
nigeberg, Schlawe und Colberg. In Königsberg iſt dazu 
noch ein neuer Konflikt getreten, indem die Regierung 
verlangt, die Stadtverordneten müßten dem Regierungskom⸗ 
miſſar (einem bisherigen Landrath) daſſelbe Gehalt auszahlen, 
welches der letzte Oberbürgermeiſter bezog; die Stadtverord⸗ 
neten ſind dagegen der Anjicht, daß fie allein das Recht hät⸗ 
ten, das Gehalt feſtzuſetzen, während der Regierung nur ein 
Genehmigungsrecht zuſtehe. — Die Zeitungen enthielten in 
der letzten Woche zahlreiche Fälle von Nichtbeſtätigungen ge⸗ 
wählter Magiſtratsmitglieder. Noch zahlreicher waren die 
Zeitungskonfiekationen, aus welchen in nächſter Zeit eine lange 
Reihe von Preßprozeſſen hervorgehen wird. Königsberg 
und Gumbinnen ſtanden hierbei wieder an der Spitze. 
Gegen den in Haft befindlichen Abgeordneten Dr. Johann 
Jacoby ſoll eine neue Anklage wegen der von ihm heraus⸗ 
gegebenen Lebens beſchreibung Heinrich Simon's erhoben wer⸗ 
den. Am 11. September wird Jacoby die Gefängnißzelle 
verlaffen, um in Mohrungen mit noch 16 andern Abge- 
ordneten der Provinz Preußen vor Gericht zu ſtehen. Die 
17 Abgeordneten ſollen durch Verbreitung eines Flugblattes 
171 Zeit der letzten Wahlen ſich gegen die Geſetze vergangen 
aben. 

Großes Auffehen macht im In- und Auslande ein Vor⸗ 
fall, der ſich in Bonn ereignet hat. Einige 20 Studenten 
trafen in der Nacht beim Nachhauſegehen auf einige Givili- 
ſten; es entſpann ſich ein Streit über das Ausweichen, einige 
Studenten ſchlugen mit ihren Stöcken drein, während Einer, 
der die Uniform eines einjährigen Freiwilligen trug, den 
Säbel zeg und ſeinem bürgerlichen Gegner einige Hiebe auf 
den Kopf gab, die nächſten Tages den Tod des Virwundeten 
pr Folge hatten. Der Verſtorbene war ein im Dienſte des 
Prinzen Alfred ſtehender Koch Namens Ott aus Straßburg 
im Eiſaß, alſo ein Franzoſe; der einjährige Freiwillige ein 
Graf zu Eulenburg, Sohn des Regierungspräſidenten in 
Marienwerder und Neffe des Miniſters des Innern. Die 
franzöſiſche Preſſe nahm ſich ſofort ihres Landsmannes an 
und dringt darauf, daß ihre Regierung eine angemeſſene 
Geldentſchädigung für die Angehörigen des Erſchlagenen for⸗ 
dere. Der junge gräfliche Student erhielt erſt Stubenarreft, 
aber bald darauf die Erlaubniß, ſich zu ſeinem Regiment, 
weiches behufs des Manöver ausgerückt war, zu begeben. 

an iſt begierig, wie die Sache enden wird. — Uebrigens 
hat bei dem Manöver in dortiger Gegend die 15. Diviſion 
gehn Opfer an Menſchenleben in Folge auſtrengender Märſche 
ei unmäßiger Hitze zu beklagen. 


Die Befürchtung, daß in Gaſtein die Durchführung des 
Handelsvertrages mit Italien aufgegeben oder vertagt wor⸗ 
den ſei, wird ofſiziös als grundlos erklärt. 

Der in Rendsburg in militäriſchem Gewahrſam befind⸗ 
liche Redakteur May wird vom Kreisgericht in Perleberg, 
welches unter den preußischen Gerichten der Grenze Holſteins 
zunächſt liegt, abgeurtheilt werden. 

Herr v. Bismarck wird ſich noch in dieſem Monat zum 
Gebrauch der Seebäder nach Biarritz in Frankreich begeben, 
und wie im vorigen Jahre mehrere Wochen daſelbſt ver⸗ 
weilen. 

Der König wird am 17. September in Merſeburg 
einem Feſt beiwohnen, welches die Stände zur funfziglährigen 
Jubelfeier der Vereinigung des früheren Herzogthums Sach⸗ 
fen mit Preußen veranſtalten. Am 18. Oktober findet ein 
ähnliches Feſt in Münſter ſtatt; die weſtfäliſchen Stände ha⸗ 
ben ebenfalls den König zur Theilnahme eingeladen. 

In Kurheſſen hat das Oberappellationsgericht eine wich⸗ 
tige Entſcheidung getroffen. Es hat erklärt, daß die Haſſen⸗ 
pflug'ſche Oktroyirung, durch welche die Ja dordnung von 
1848 beſeitigt wurde, rechtsungültig fei. Dieſe Entſcheidung 
iſt, wenn auch nur ein kleiner Sieg, immerhin doch ein Sie 
des Rechtes, und darum in der heutigen Zeit doppelt doch 
u achten. In Kurheſſen wird man um ſo freudiger von 
ieſer Entſcheidung berührt fein, als dadurch der alte glän⸗ 
zende Ruf des höchſten Landesgerichtes wieder einmal eine 
recht nothwendig gewordene Auffriſchung erhält. Weiter 
reichende politiſche Konſequenzen wird man jedoch an dieſe 
Entſcheidung nicht knüpfen dürfen. 

Vom Auslande iſt wenig zu melden. Der Kaiſer 
Napoleon ſcheint die hohe Politik ganz an den Nagel ge⸗ 
hängt zu haben; er lebt ruhig und zurückgezogen auf dem 
ee a I Arenenberg (Schweiz), wo er mit 
einer Mutter als geächteter Flüchtli it ſei a 
lachlin besucht geäch Flüchtling lebte, mit ſeiner Ge 
„„. —— ͤ— an urn 

Sprechſaal. 
Aus Oſtpreußen den 3. September. 

uaſer 6 gen Be Y 
Unſer Abgeordneter Saucken⸗Tarputſchen hat neuli 
in Angerburg zu ſeinen Wählern eh werte Won 
geſprochen. Es iſt ein Wort, das Jedermann im ganzen 
preußiſchen Lande beherzigen ſollte. Erlauben Sie daher, daß 
ich Ihre Leſer noch ganz beſonders darauf aufmerkſam mache. 

Herr Saucken jagt: Die Volkspartei bedarf jetzt ein 
neues und kurzes Programm. Ihre Loſung muß fortan 
fein: Es darf kein Pfennig mehr an Einkommen⸗ und 
Klaſſenſtener erhoben werden, als die Volksvertretung 
alljährlich bewilligt. Ich und mancher Andere möchte frei⸗ 
lich noch hinzuſetzen: Auch nicht mehr an Grund“, Ge⸗ 
bäude⸗ und Gewerbeſteuer. 

Herr Saucken will das alte Programm der Fortſchritts⸗ 
partei vom 9. Juni 1861 durch das neue nicht aufheben, 
ſondern erfüllen. Die Verfaſſer deſſelben konnten damals 
noch nicht wiſſen, daß jemals ohne das verfaſſungsmäßige 
Staatshaushaltsgeſetz regiert werden würde. Da aber ſeitdem, 
trotz der Verfaſſung, fo regiert worden ift, fo muß das alte 
Programm einen Zufag bekommen, und dieſer Zuſatz muß 
unſere Loſung ſein, bis wir ihn durchgeſetzt haben. 

Dieſe neue Loſung wird nothwendig gemacht durch die 
wirt fiche Lage des Staates und durch die 
wirthſchaftliche Noth fo unzähliger Haus väter. 
Sie wird ferner nothwendig gemacht, damit zum Hekle 
unſer Aller die Verfaſſung eine Wahrheit und 
eine Wirklichkeit werde. 


Die neue Loſung ift eine wirthſchaftliche und eine 
verfaffungsmäßige Nothwendigkeit. Ein guter Haus⸗ 
wirth vertheilt ſeine Einkünfte jo, daß alle Bedürfniſſe ſeines 
Haushaltes, je nach ihrer Dringlichkeit, gleichmäßig befrie⸗ 
digt werden. Er ſoll daher für die Bedürfniſſe des Staates 
auch nicht mehr an Steuern und Abgaben bezahlen, als für 
dieſelben nothwendig erforderlich iſt. Eben ſo muß er ver⸗ 
langen, daß die Bedürfniſſe des Staates, wie die ſeines Hauſes, 
je nach ihrer Dringlichkeit, gleichmäßig befriedigt werden. 
Der Unterricht der Kinder ſoll nicht vernachläſſigt werden, 
Straßen, Kanäle, Häfen ſollen nicht ungebaut bleiben, Be⸗ 
amte, Unteroffiziere, Soldaten ſollen nicht darben, nur damit 
die Friedensarmee um mehr als die Hälfte ſtärker ſein kann, 
als die Sicherheit des Landes es erfordert. 

Damit nun die Staatswirthſchaft eben jo zweckmäßig ein- 
gerichtet werden könne, als eine gute Hauswirthſchaft es iſt, 
ſo gebietet die Verfaſſung, daß niemals mehr und niemals 
andere Ausgaben gemacht werden dürfen, als die Regierung 
alljährlich von der Volksvertretung bewilligt bekommen hat. 

Aber wenn die Staatsangehörigen genöthigt werden kön⸗ 
nen, einer Regierung mehr Steuern und Abgaben zu bezah⸗ 
len, als zur Beſtreitung der bewilligten Ausgaben nöthig 
ſind, dann hat das zwei ſehr ſchlimme Folgen. Einmal 
müſſen die Steuerzahler Geld bezahlen, das ſie doch für ihre 
eigene Hauswirthſchaft beſſer verwenden können; und zweitens 
kann eine ſolche Regierung ſich auch leicht verführen laſſen, 
zuerſt an das Ausgabebewilligungsrecht der Volksvertretung, 
und dann, im Streite über daſſelbe, auch an die übrigen 
Beſtimmungen der Verfaſſung fich nicht zu kehren. 

Die Rückſicht auf eine gute Wirthſchaft und die Rückficht 
auf eine feſte und gute Verfaſſung verbieten es, daß eine 
Regierung Steuern und Abgaben nur ſo weit erheben darf, 
als fie für jedes Finanzjahr von der Volksvertretung bewil- 
ligt ſind. Es iſt dabei nicht nöthig, ja, es wäre nicht ein⸗ 
mal gut, wenn die Höhe der indirekten Steuern (wie Zölle, 
Stempelabgaben, Malz und Maiſchſteuer u. ſ. w.) alljähr⸗ 
lich neu beſtimmt wird. Aber es reicht vollkommen aus, 
wenn nur die e alljährlich im Staatshaus⸗ 
haltsgeſetz feſtſtellt, der wie vielte Theil der geſetzlich zuläf⸗ 
ſigen direkten Steuern (Einkommen-, Klaſſen⸗, Grund-, 
Gebäude-, Gewerbeſteuer) jedesmal erhoben werden darf. 

Wir fordern damit kein neues Recht, ſondern nur die 
Durchführung eines von der Verfaſſung ſchon feſtgeſtellten 
Rechtes. Denn Artikel 100 der Verfaſſung lautet: „Steu⸗ 
ern und Abgaben für die Staatstalfe dürfen nur, 
fo weit ſie in dem Staatshaushaltsetat aufge- 
nommen oder durch beſondere“ (d. h. zur Ergänzung 
des Etats erlaffene). „Geſetze angeordnet find, er⸗ 
hoben werden.“ Die Beſtimmungen dieſes Artikels können 
durch keinen anderen Artikel der Verfaſſung wieder aufgehoben 
werden. Daß ſie auch durch Artikel 109 nicht aufgehoben 
find, das hat Ihr Blatt ſchon in der Nummer vom 3. Juni, 
das hat auch jetzt wieder der Abgeordnete Saucken⸗Tar 
putſchen mit unwiderleglichen Gründen bewieſen. 

Ich meine daher, daß es die geringſte Forderung iſt, die 
das Volk erheben kann, wenn es überall der jetzt in Oſtpreu · 
ßen gegebenen Loſung ſich anſchließt: 

Es darf kein Pfennig mehr an Einkommen⸗ und 
Klaſſenſteuer erhoben werden, als die Volks⸗ 
vertretung alljährlich bewilligt. 

Daß dieſe Forderung auch auf ſämmtliche direkte 
Steuern 9 werden muß, halte ich jedoch als meine 
perſönliche Meinung feſt. 


Aumerk. d. Red. Indem wir das ung zugeſandte 
Schreiben wortgetreu abdrucken, bemerken wir, daß die For · 
derungen des Herrn von Saucken und unſeres Korreſpondenten 
in Uebereinſtimmung ſtehen mit den Anträgen der Budget⸗ 
kommiſſion, welche dieſelbe bei Erſtattung des allgemeinen 
Berichtes in das Haus gebracht hat. Das Abgeordnetenhaus 
hat bekanntlich dieſe Anträge zu den ſeinen gemacht, die 
Königl. Staatsregierung aber iſt denſelben nicht beigetreten. 
ie Erträge der direkten Steuern ſind ſeit 1849 ſehr 
bedeutend geſtiegen. N 
Im Jahre 1849 war der Bruttoertrag derſelben 20,347,131 Thlr. 
„ „ 1863 „ 5 „ 27,802,245 „ 
F. d. Jahr 1865 iſt er veranſchlagt auf. . .. 31,511,632 „ 

Von dem Jahre 1849—1863 vermehrten fi die direkten 
Steuern alſo um 7,455,114 Thlr. oder 36,6 Proz., von 1849 
bis 1865 um 11,164,500 Thlr. oder 54,8 Proz., während 
die Bevölkerung von 1849 —1861 nur um 12,8 Proz. ge 
wachſen iſt. 

Hierbei muß noch berückſichtigt werden, daß die Grund⸗ 
ſteuer bis 1864 in ihrem Ertrage beinahe ſtehen blieb und 
daher zu den beweglichen Steuern nicht gerechnet werden 
kann. Die Einnahme aus den beweglichen, d. h. jährlich neu 
eingeſchätzten oder ſich nach dem Ertrage der Gewerbe, auf 
denen ſie laſten, richtenden Steuern erhöhte ſich daher (nach 
Abzug der 1 von 1849 — 1863 von 10,020,314 
Thlr. auf 17,583,240 Thlr. oder um 75 ½ Proz., das heißt 
5 Mal ſo ſchnell als die Bevölkerung. 

Wenn nun auch nicht geleugnet werden ſoll, daß in dieſem 
Zeitraum eine bedeutende Zunahme der Gewerbthätigkeit und 
des Wohlſtandes ſtattgefunden hat, ſo liegt es doch für jeden 
Unbefangenen auf der Hand, daß die erwähnte ungeheure 
Steigerung des Ertrages der direkten Steuern nicht allein 
in der Erſtarkung der Steuerkraft des Volkes ihren Urſprung 


haben kann. Die oft gehörten Klagen über eine ſehr ſtarke 
Heranziehung der Steuerpflichtigen ſcheinen daher keineswegs 
unbegründet zu ſein. 

In jedem Verfaſſungsſtaate iſt die Begrenzung des Er⸗ 
trages der direkten Steuern eine Nothwendigkeit, wenn nicht 
das Steuerbewilligungsrecht der Volksvertung zu einem leeren 
Schein herabſinken fol. Bei uns in Preußen iſt nur der 
Ertrag einer einzigen direkten Steuer, der Grundſteuer, be⸗ 
dan Alle andern direkten Steuern, Klaſſenſteuer, Ein- 
ommenſteuer, Gewerbeſteuer, Eiſenbahnſteuer, werden ent 
weder jährlich neu eingeſchätzt oder richten ſich nach dem 
Ertrage der Gewerbe, auf welche fie gelegt find. Die Häuſer⸗ 
ſteuer wird alle fünf Jahre neu veranſchlagt. 

Wir glauben deshalb, daß unſer Volk alle Veranlaſſung 
hat, die Anträge zu unterſtützen und zu den ſeinen zu machen, 
welche das Abgeordnetenhaus, nach vorhergegangener gruͤnd⸗ 
lichſter Berathung unſeres ganzen Staatshaushalts angenom⸗ 
men hat. Sie lauten: 


I. Die Gebäudeſteuer ift auf den jährlich ver⸗ 
anſchlagten Betrag von 2,843,260 Thlr. jähr⸗ 
lich feſtzuſtellen. 


II. Es iſt eine geſetzliche Umwandlung der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer dahin vor⸗ 
zune 


men 
daß die Anzahl von Monatsraten, welche 
zur Deckung des Bedarfes zu erheben ſind, 
innerhalb des geſetzlichen Marimums von 
12 Monatsraten jährlich durch das Budget 
feſtgeſtellt wird. 
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